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Brandenburg, Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Sachsen-
Anhalt begrüßen Beschluss der Eckpunkte für ein
„Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen“
Die Landesregierungen Brandenburg, Nordrhein-Westfalen, die
Staatsregierung Sachsen und die Landesregierung Sachsen-Anhalt
teilen mit:

Mit dem Beschluss der Eckpunkte für ein „Strukturstärkungsgesetz
Kohleregionen“ hat das Bundeskabinett heute die Basis für die Umsetzung
der strukturpolitischen Empfehlungen der Kommission „Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung“ geschaffen. Die Ministerpräsidenten
der Länder Brandenburg, Dietmar Woidke, Nordrhein-Westfalen, Armin
Laschet, Sachsen, Michael Kretschmer und Sachsen-Anhalt, Reiner
Haseloff, begrüßen diesen Schritt ausdrücklich.

Gemeinsam teilen die vier Ministerpräsidenten mit: „Die Bundesregierung
bekennt sich damit zu ihrer Verantwortung für die Zukunftsperspektiven
jener Regionen, die für die Erreichung der nationalen Klimaziele und den
Fortschritt der Energiewende in den kommenden Jahren und Jahrzehnten
im gesamtdeutschen Interesse herausragende Beiträge leisten werden.
Nach dem im April verabschiedeten Sofortprogramm des Bundes geht
die Bundesregierung mit dem Eckpunktebeschluss den nächsten Schritt
bei der angekündigten Eins-zu-Eins-Umsetzung der Empfehlungen der
Kommission ‚Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung‘. Dem Beschluss
der Eckpunkte durch das Bundeskabinett sind in den vergangenen
Wochen intensive Beratungen zwischen der Bundesregierung und den
Landesregierungen vorausgegangen. Mit dem nun erreichten Ergebnis
ist eine zentrale Voraussetzung dafür geschaffen worden, dass die
vom Kohleausstieg betroffenen Regionen nachhaltige Perspektiven für
Wachstum und Beschäftigung entwickeln können. Die Anstrengungen der
Akteure vor Ort, in der Lausitz, im Mitteldeutschen Revier sowie im
Rheinischen Revier erhalten damit den verlässlichen Rahmen, den die auf
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Langfristigkeit und Zukunftsorientierung angelegten regionalen Strategien
benötigen.

Jetzt kommt es darauf an, die Inhalte der Eckpunkte in den konkreten
Gesetzentwurf sowie den parallel zu schließenden Staatsvertrag zwischen
dem Bund und den Ländern zu überführen. Die Landesregierungen
werden die anstehenden Schritte eng begleiten und sich weiterhin
für eine Eins-zu-Eins-Umsetzung der Empfehlungen der Kommission
einsetzen – nur so kann der in intensiver Beratung erarbeitete Konsens
zwischen Gewerkschaften, Wirtschaft, Umweltverbänden, Wissenschaft und
Vertretern der betroffenen Regionen Grundlage für die Bewältigung dieser
gesamtstaatlichen Herausforderung bleiben.“

Brandenburgs Ministerpräsident Dietmar Woidke: „Wir sind heute einen
großen Schritt vorangekommen. Mit dem Eckpunktepapier sendet die
Bundesregierung ein starkes Signal in die Reviere und in unsere Lausitz.
Dafür haben wir hart gearbeitet und verhandelt. Das Gesetz muss jetzt zügig
auf den Weg gebracht werden. Weitere Verzögerungen würden die Menschen
in den Revieren verunsichern. Politik muss jetzt liefern. Dann sehen die
Menschen, dass wir handeln.”

Woidke weiter: „Wir wollen die Lausitz zu einer ‚Europäischen Modellregion
für Klimaschutz und Wirtschaftswachstum‘ entwickeln. Das kann Vorbild
werden für die 41 Kohleregionen in der EU. Sie alle sind von diesem
Wandel betroffen. Die Lausitz soll auch ohne Braunkohle eine Industrie-
und Energieregion bleiben. Dort ist die Kompetenz. Unsere Prioritäten
sind Wissenschaft und Forschung sowie der Ausbau der Verkehrssysteme,
insbesondere der umweltfreundlichen Bahn. In Cottbus wollen wir eine
moderne Medizinerausbildung aufbauen. Ein starkes Brandenburg braucht
eine starke Lausitz. Was dort geschehen wird, wird auf das ganze Land
ausstrahlen. Deshalb werden wir selbstverständlich auch in den nördlichen
Regionen investieren.”

Der nordrhein-westfälische Ministerpräsident Armin Laschet sagte
dazu: „Wir machen ernst mit dem Klimaschutz. Wir setzen den
gesellschaftlichen Konsens in Politik um. Wir gehen damit in Vorleistung
für Deutschland. Mit der Strukturhilfe werden heute die strukturpolitischen
Rahmenbedingungen dafür geschaffen. Für das Rheinische Revier ist das
eine gute Nachricht und ein Signal des Aufbruchs. In enger Abstimmung
setzen Bundes- und Landesregierung die Empfehlungen der Kommission
‚Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung‘ schrittweise um. In der
Region ist in den letzten Wochen und Monaten intensiv daran gearbeitet
worden, neue wirtschaftliche Perspektiven für das Rheinische Revier
nach dem Ende der Braunkohleverstromung zu identizieren und mit
konkreten, innovativen Projektideen für die Energie und Industrie von
morgen zu unterlegen. Die guten Strategien und Konzepte erhalten nun
eine solide Basis, die Entscheidung des Bundeskabinetts verleiht diesen
Anstrengungen neuen Schub.“

Ministerpräsident Laschet unterstrich auch die in den Eckpunkten
enthaltenen Zusagen für die besonders betroffenen Standorte von
Steinkohlekraftwerken: „Auch dort, wo Steinkohlekraftwerke abgeschaltet
werden, die für die lokale Wertschöpfung von besonderer Bedeutung sind,
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wird der Strukturwandel mit Hilfen ankiert werden. Das ist insbesondere
für die Kraftwerksstandorte im Ruhrgebiet eine gute Nachricht. Die
Landesregierung hatte sich von Beginn an mit Nachdruck gegenüber der
Bundesregierung für eine Berücksichtigung der Steinkohlekraftwerke auch
bei den strukturpolitischen Maßnahmen eingesetzt.“

Sachsens Ministerpräsident Michael Kretschmer: „Hinter uns allen liegt
ein Prozess, der viel Kraft und Arbeit gekostet hat. Wir brauchen eine
positive und freundliche Bereitschaft, einen Kompromiss zu schließen. Viele
Menschen haben sich mit ihren Ideen für eine gute Zukunft der Lausitz
und Mitteldeutschlands eingebracht. Deshalb bin ich dankbar, dass wir
gemeinsam mit der Bundesregierung diesen Meilenstein erreicht haben.
Wichtige Infrastrukturprojekte konnten wir im Gesetz unterbringen. Durch
die Elektrizierung der Eisenbahnstrecken und den Neu- und Ausbau von
Straßenverbindungen schaffen wir die Voraussetzungen, dass sich neue
Unternehmen ansiedeln und gut bezahlte Arbeitsplätze entstehen. Auch
bei der Finanzierung und den Themen Bildung und Forschung haben
wir Fortschritte gemacht. Wir werden das Gesetzgebungsverfahren eng
begleiten und in Gesprächen mit der Bundesregierung und dem Parlament
weitere Vorschläge machen. Für die Lausitz und Mitteldeutschland wurde
heute die Grundlage für eine gute Strukturentwicklung geschaffen.“

Der sachsen-anhaltische Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff betonte:
„Über viele Jahrzehnte hinweg haben die Kumpel im mitteldeutschen Revier
mit ihrer Arbeit die Grundlage dafür gelegt, dass Mitteldeutschland zu
einem starken Industriestandort wurde. Mit den von der Bundesregierung
beschlossenen Eckpunkten für ein Strukturstärkungsgesetz wird die
Voraussetzung dafür geschaffen, dass die Industrie und ebenso Innovation
und Wissenschaft auch künftig hier zu Hause sind. Wir haben in den
kommenden zwei Jahrzehnten einen soliden und festen nanziellen Rahmen
von insgesamt 4,8 Milliarden Euro für Sachsen-Anhalt, auf den wir bauen
und mit dem wir verlässlich planen können. Wichtig ist, dass wir exibel
sind. Daher begrüße ich es, dass uns die in die Eckpunkte aufgenommenen
Vorhaben die notwendigen Spielräume lassen. Der Strukturwandel in den
Kohleregionen ist ein Prozess.
Zusätzlich zu den bereits in Planung bendlichen Vorhaben, werden wir
weitere Projekte denieren und umsetzen, damit das mitteldeutsche Revier
und die Menschen in ihm eine gute Zukunft haben.“

Zum Hintergrund:
Gemäß der Empfehlung der Kommission soll bis zum Jahr
2038 die Braunkohleverstromung in Deutschland beendet werden.
Die damit verbundenen industriepolitischen, wirtschaftlichen und
arbeitsmarktpolitischen Veränderungen müssen in den Regionen
abgefedert werden.

Dazu sind insbesondere durch Mittel des Bundes erhebliche Investitionen
vorgesehen. Insgesamt handelt es sich um etwa 40 Milliarden Euro bis zum
Jahr 2038. Von den jährlich etwa 2 Milliarden Euro sollen 1,3 Milliarden
Euro über die jeweils fachlich zuständigen Bundesministerien zur Verfügung
gestellt werden. 700 Millionen Euro sollen die Länder direkt erhalten, um
über eigene Förderprogramme Strukturentwicklung zu nanzieren.
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Die Mittel für die Länder sollen entsprechend der Kommissionsempfeh-
lungen aufgeteilt werden: Brandenburg 25,8 Prozent, Nordrhein-Westfalen
37 Prozent, Sachsen 25,2 Prozent und Sachsen-Anhalt 12 Prozent.


